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Verantwortung vor Ort stärken 

Zentrale Erwartungen an die Bundespolitik 2021 - 2025 
 
 

 
1. Föderale Strukturen zur Krisenbewälti-

gung stärken. Es darf keine Kompetenzver-
lagerungen und Durchgriffsbefugnisse zu-
gunsten des Bundes – beispielsweise auf dem 
Gebiet des Katastrophenschutzes, im Ge-
sundheitsbereich oder im Veterinärwesen 
geben.  

 
2. Die Kommunen besser mit Steuermitteln 

ausstatten. Dazu muss der kommunale An-
teil an der Umsatzsteuer deutlich angehoben 
werden, an dem auch die Landkreise zu be-
teiligen sind. Diese Mittel müssen durch ei-
nen einwohnerbasierten Schlüssel, der belas-
tungsorientiert gewichtet und ausgestaltet 
werden kann, verteilt werden.  

 
3. Gestaltungsspielräume bei Bundesgeset-

zen erhalten. Deshalb muss die 75 %-
Grenze in Art. 104a Abs. 3 GG für alle Geld-
leistungen maßgeblich sein, und zwar unter 
Wahrung der kommunalen Selbstverantwor-
tung. Das gilt in erster Linie bei Sozialleistun-
gen, die nach individuellen Bedarfen und 
nach unterschiedlichen Gegebenheiten vor 
Ort gewährt werden (müssen).  

 
4. Kommunale Mehrkosten durch Bundes-

gesetze kompensieren. Gemeinsam mit 
den Ländern muss der Bund geeignete Wege 
finden, wie die Ausgaben bei der Eingliede-
rungshilfe, der Sozial- sowie Kinder- und Ju-
gendhilfe begrenzt und die diesbezüglichen 
Mehrbelastungen vollständig und dynamisch 
ausgeglichen werden. Das gilt aktuell für die 
kommunalen Finanzierungslasten bei der 
Ganztagsbetreuung. 

 
 

5. Digitalisierung in der Bildung muss for-

ciert werden. Auch im Hinblick auf die mit 
der Digitalisierung der Bildung in Landkreisen 
und Gemeinden verbundenen Kosten muss 
für eine aufgabenangemessene Steueraus-
stattung der kommunalen Ebene gesorgt 
werden. Vorbild darf nicht der Digitalpakt 
Schule sein, sondern es sollte eine dauerhaft 
erhöhte kommunale Steuerbeteiligung ge-
ben. 

 
6. Verfassungswidrige Aufgabendurchgrif-

fe des Bundes unterbinden. Wir fordern 
vom Bund, die vom BVerfG als verfassungs-
widrig erkannte Zuständigkeitsbestimmung 
der Landkreise zu Sozialhilfeträgern in § 3 
Abs. 2 SGB XII unverzüglich für das gesamte 
SGB XII aufzuheben. 

 
7. Die Altenpflege zukunftsfest gestalten. 

Dazu gehört, dass die Pflegeversicherung die 
pflegebedingten Aufwendungen vollständig 
abdeckt oder zumindest die Eigenbeteiligung 
der Pflegebedürftigen deutlicher als bislang 
begrenzt wird. Des Weiteren müssen die 
Krankenkassen alle Maßnahmen der medizi-
nischen Behandlungspflege übernehmen. 
Aufwendungen für Unterkunft und Verpfle-
gung bei bedürftigen Personen müssen voll-
ständig von der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung abgedeckt werden. 
Sie dürfen nicht mehr zulasten der Hilfe zur 
Pflege gedeckelt sein. 

 
Auch müssen die gesetzlichen Grundlagen 
für eine wirkungsvolle kommunale Pflegepla-
nung im SGB XI geschaffen werden. Die 
Kreispflegeplanung sollte z. B. bei der Zulas-
sung von Pflegeheimen verpflichtend 
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berücksichtigt werden. Zudem müssen die 
Sozialhilfeträger gleichberechtigt im Ver-
tragsgeschehen zu den Pflegekassen einbe-
zogen werden. Auch ist die Verantwortung 
der Landkreise für das Fallmanagement fe-
derführend und nicht nachrangig zu den 
Pflegekassen auszugestalten.  
 

8. Vorrangige soziale Sicherungssysteme 

inklusiv ausgestalten. Außerdem müssen 
die Bedarfe von Menschen mit Behinderun-
gen Berücksichtigung finden. Insbesondere 
müssen pflegebedürftige behinderte Men-
schen die vollen Leistungen der Pflegeversi-
cherung erhalten.  

 
9. Den Jobcentern den Rücken stärken. 

Ihnen sollte der Einsatz niedrigschwelliger 
Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung 
ermöglicht werden. Auch sollten sich weitere 
Landkreise und Städte für ein kommunales 
Jobcenter entscheiden können. Außerdem 
muss das Leistungs- und Verfahrensrecht 
vereinfacht werden.  

 
10. Flächendeckende medizinische Versor-

gung sichern. Gesetzgeberische Maßnah-
men zur Planung und Ausgestaltung einer 
sektorenübergreifenden Versorgung sind zu 
ergreifen. Die Landkreise müssen in diese Pla-
nung aktiv eingebunden werden. Die statio-
näre Versorgung muss bedarfsgerecht und 
flächendeckend sichergestellt werden. 
Hierzu bedarf es einer Krankenhausfinanzie-
rung, die Qualität und Erreichbarkeit auch im 
Sinne gleichwertiger Lebensbedingungen 
dauerhaft sicherstellt. Eine zielorientierte Re-
form der Notfallversorgung muss zu einer be-
darfsgerechten Patientensteuerung führen. 

 
11. Ortskerne erhalten und revitalisieren. 

Unternehmen in Ortskernen müssen bei 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen 
mit steuerlichen Sonderabschreibungen ge-
zielt unterstützt werden. Darüber hinaus 

sollte bei der Städtebauförderung ein beson-
derer Schwerpunkt auf die besonderen Her-
ausforderungen von Ortskernen der Klein- 
und Mittelstädte gelegt werden. Auch müs-
sen die baurechtlichen Instrumente zum Er-
halt und zur Vitalisierung der Ortskerne aus-
gebaut werden. Die Möglichkeiten der Kom-
munen zum Erwerb von Grundstücken sind 
zu verbessern.  

 
12. Attraktives Wohnen in den Landkreisen 

befördern. Neben dem in einigen Kommu-
nen bestehenden Wohnraummangel ist die 
Ertüchtigung von Leerständen in den Blick zu 
nehmen. Ein gut ausgestattetes Programm 
„Jung kauft Alt“ kann gezielte Kaufanreize 
für den Erwerb von Bestandsimmobilien set-
zen. 

 
13. Digitale Infrastrukturen flächendeckend 

ausbauen. Das Bundesförderprogramm für 
den Breitbandausbau in „Grauen Flecken“ 
muss fortgeführt und so dotiert werden, dass 
in allen Landkreisen flächendeckende Glasfa-
sernetze entstehen können. In der nächsten 
Legislaturperiode müssen dafür Fördermittel 
i. H. v. mindestens 20 Mrd. € bereitgestellt 
werden. Im Mobilfunkbereich müssen so-
wohl die Lücken im LTE-Netz geschlossen als 
auch ein Ausbau des 5G-Netzes gefördert 
werden.  

 
14. Digitalisierung der Verwaltung intelli-

gent unterstützen. Bei der Umsetzung des 
OZG kommt es darauf an, dass Lösungen 
nach dem Prinzip „Einer für Alle“ entwickelt 
werden und eine flächendeckende Nachnut-
zung bis zu den kommunalen Fachverfahren 
sichergestellt wird. Darüber hinaus sollten 
auch Softwarelösungen kommunaler IT-
Dienstleister, privater Anbieter sowie aus 
dem Bereich der Sparkassenorganisation be-
rücksichtigt werden. Es sollte auf Open-
Source gesetzt werden. Die Unterstützung 
der Kommunen muss insbesondere die im 
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Rahmen des Portalverbundes von Bund, Län-
dern und Kommunen online anzubietenden 
Leistungen in Landes- und Kommunalverant-
wortung umfassen. Zudem ist die Register-
modernisierung voranzutreiben, wobei eine 
dezentrale Haltung von Fachdaten in den 
verschiedenen staatlichen und kommunalen 
Datenspeichern sicherzustellen ist.  

 
Im Hinblick auf neue digitale Prozesse und 
die Einbindung des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes in den Datenaustausch im Ge-
sundheitswesen sind abgestimmte Standards 
und Schnittstellen erforderlich, die eine An-
bindung der kommunalen Prozesse und 
Fachverfahren an die zentralen Strukturen 
ermöglichen. Eine Vorfestlegung auf ein-
zelne Fachverfahren ist zu vermeiden.  

 
15. Akteure in der Fläche wirtschaftlich vo-

ranbringen. Dazu muss die GAK durch eine 
Verfassungsänderung zu einer „Gemein-
schaftsaufgabe Ländliche Entwicklung, Ag-
rarstruktur und Küstenschutz“ weiterentwi-
ckelt und finanziell beträchtlich aufgestockt 
werden. Es muss auch die Unterstützung 
nicht-landwirtschaftlicher Kleinbetriebe mit 
bis zu 50 Beschäftigten und max. 10 Mio. € 
Umsatz ermöglicht werden. Die in der GRW 
geschaffene Innovationsklausel und die För-
dermöglichkeiten der Verkehrsinfrastruktur 
müssen weiter vertieft werden. 
 

Im Rahmen des gesamtdeutschen Fördersys-
tems sollte zudem die inhaltliche Koordinie-
rung der Förderprogramme über eine inter-
ministerielle Arbeitsgruppe ressortübergrei-
fend unter Einbindung der kommunalen 
Spitzenverbände erfolgen. Darüber hinaus 
sollte ein Bundesministerium eine Bünde-
lungsfunktion für die vielfältigen Belange 
ländlicher Räume wahrnehmen. 
 
 

16. Mobilität in der Fläche sichern und ent-

wickeln. Beim Aus-, Neu- und Umbau des 
Straßen- und Schienennetzes sollte sich der 
Bund stärker an dem Ziel gleichwertiger Le-
bensverhältnisse orientieren. Neben den 
Hauptadern sind die Flächenadern zu stär-
ken. Für Maßnahmen nach dem GVFG-Bun-
desprogramm ist hierzu zwingend die Stan-
dardisierte Bewertung fortzuentwickeln. 
Auch sind gewerbliche und private Mitnah-
memöglichkeiten z. B. durch steuerliche Er-
leichterungen im Rahmen ehrenamtlicher 
Betätigung zu befördern. 

 
Zum weiteren klimagerechten Ausbau des 
ÖPNV in der Fläche bedarf es außerdem in 
Ergänzung der Finanzmittel der Länder einer 
weiteren Anhebung und Verstetigung der 
Regionalisierungsmittel. Für das ambitio-
nierte Ziel der Klimaneutralität bis 2045 ist 
schließlich der Ausbau von Lade- und Was-
serstoffinfrastrukturen in der Fläche voranzu-
treiben, auch um praktikable Lösungen für 
den Nutz- und Schwerlastverkehr zu schaf-
fen. 

 
17. Natürliche Ressourcen schützen und Ent-

wicklungspotenziale erhalten. Die Ver-
antwortung der Landkreise als öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger für die Bewirt-
schaftung sämtlicher Siedlungsabfälle ist zu 
stärken. Namentlich sollte den Landkreisen 
im Rahmen eines Wertstoffgesetzes die Zu-
ständigkeit für die gemeinsame Erfassung 
sämtlicher wertstoffhaltiger Abfälle ein-
schließlich der Verpackungen übertragen 
werden. Die Hersteller und Vertreiber von 
Produkten sollten stärker in die finanzielle 
Verantwortung für die kommunalen Entsor-
gungs- und Reinigungsleistungen genom-
men werden. Darüber hinaus sind die um-
weltrechtlichen Rahmenvorgaben beim Im-
missions-, Boden- und Gewässerschutz so 
auszugestalten, dass sowohl eine bedarfsge-
rechte Siedlungsentwicklung als auch eine 



 

4  

nachhaltige landwirtschaftliche Nutzung ge-
währleistet bleiben. 
 

18. Klimaschutz muss zur Wertschöpfung 

beitragen. Die besonderen Belastungen der 
Bevölkerung in den Landkreisen muss durch 
steuerliche Entlastungsmaßnahmen sowie 
durch infrastrukturverbessernde Maßnah-
men ausgeglichen werden. Der Bund soll fer-
ner dafür sorgen, dass die mit dem Klima-
schutz und der Erzeugung erneuerbarer 
Energien verbundenen Wertschöpfungspo-
tenziale unmittelbar in den betroffenen länd-
lichen Räumen realisiert werden können. 
Dazu sind die Chancen der Sektorkopplung 
bei der Windenergieerzeugung sowie der 
Wasserstoffwirtschaft zu nutzen. Durch die 
gezielte Ausrichtung und Förderung von 
Wasserstofftechnologien sollten gerade in 
der Fläche Erneuerbare Energien, Mobilität 
und Wärmeerzeugung gekoppelt und regio-
nale Energiekreisläufe und Wertschöpfung 
ermöglicht werden. 
 

Außerdem sollte die Bundesförderung von 
kreislichen Klimaschutzmaßnahmen unbüro-
kratischer gestaltet werden. Ungeachtet des-
sen sollte sich der Bund mit den Ländern da-
rauf verständigen, dass Letztere in Anerken-
nung ihrer föderalen Verantwortung die Fi-
nanzierung des kommunalen Klimaschutzes 
verstetigen.  

 
19. Alle Dimensionen von Nachhaltigkeit be-

rücksichtigen. Mit Blick auf das Ziel gleich-
wertiger Lebensbedingungen müssen die 
Kommunen Zugang zu den entsprechenden 
Gremien auf Bundesebene erhalten. Des 
Weiteren darf eine nachhaltige Entwicklung 
nicht als Vorwand gebraucht werden, um die 
finanzielle Nachhaltigkeit zu vernachlässigen. 
Förderprogramme bieten diese Sicherheit 
nicht. In Bezug auf das europäische Vergabe-
recht dürfen zudem keine neuen Vorgaben 
verankert werden. Vielmehr sollte darauf 

gesetzt werden, dass die Landkreise Aspekte 
der Nachhaltigkeit ohnehin in ihren Vergabe-
entscheidungen berücksichtigen. 
 

20. Eine starke europäische Agenda für die 
ländlichen Räume. Dazu sollte der Bund in 
seiner europapolitischen Ausrichtung die 
ländlichen Räume insgesamt stärker in den 
Fokus rücken und den Prozess der „langfris-
tigen Vision für die ländlichen Gebiete bis 
2040“ aktiv mit eigenen Vorschlägen und 
Initiativen begleiten. Fördermittel sollten 
passgenau in den Bereichen eingesetzt wer-
den können, in denen vor Ort konkreter Be-
darf besteht (z. B. Regionalbudgets). Eine 
eng eingegrenzte thematische Konzentra-
tion ist demgegenüber nicht zielführend. 
Neue europäische Rechtsakte sollten zudem 
auf mögliche Folgen und ihre Umsetzbarkeit 
in ländlichen Räumen geprüft werden.  

 
Des Weiteren müssen die EU-Programme 
zum Wiederaufbau nach der Pandemie kom-
munale Investitionen unterstützen. Um die 
kommunalen Haushalte nicht noch stärker 
unter Druck zu setzen, sollten zur Kompen-
sation nationale Mittel eingesetzt werden, 
um die Kommunen bei der Erbringung ihres 
Eigenmittelanteils zu entlasten. 

 
 
 

Berlin, im Oktober 2021 
 
 
Den ausführlichen Forderungskatalog finden Sie 
hier:  

 


